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Wichtige neue Entscheidung 

 
Versammlungsrecht: Kein Anspruch auf Zulassung einer Versammlung im befriedeten 
Bezirk des Landtags am Tag der konstituierenden Sitzung 
 
Art. 8 Abs. 1 GG, Art. 17, 18, 19 BayVersG 
 
Versammlungsrecht 
Zulassung einer Versammlung im befriedeten Bezirk des Landtags 
Einvernehmen der Präsidentin des Landtags 
Gefahrenprognose 
Gewährleistung der Funktionsfähigkeit des Landtags 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 31.10.2018, Az. 10 CE 18.2274 

 

 

 

Orientierungssätze der LAB: 

1. Art. 19 Abs. 1 BayVersG ist ein generelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. 

2. Eine Zulassung einer Versammlung nach Art. 19 Abs. 1 BayVersG kommt nur dann 

ausnahmsweise in Betracht, wenn eine Beeinträchtigung der Schutzzwecke nicht 

ernsthaft zu besorgen ist. 



3. Schutzzweck dieser Regelung ist die Gewährleistung der Arbeits- und Funktionsfä-

higkeit des Landtags, seiner Mitglieder, Fraktionen, Organe und Gremien sowie des 

freien Zugangs zu seinen im befriedeten Bezirk gelegenen Gebäuden. 

4. Bei einer Zulassung nach Art. 19 Abs. 1 BayVersG handelt es sich um eine Ermes-

sensentscheidung.  

 

Hinweis: 

Mit dem vorliegenden Beschluss führt der 10. Senat des Bayerischen Verwaltungsge-

richtshofs (BayVGH) seine Rechtsprechung zur Zulassung von Versammlungen im be-

friedeten Bezirk des Bayerischen Landtags fort (vgl. zuletzt Beschluss vom 12.04.2017, 

Az. 10 CE 17.751, juris). Gegenstand des Verfahrens war ein Antrag auf Zulassung einer 

solchen Versammlung am Tag der konstituierenden Sitzung des 18. Bayerischen Land-

tags. Das Verwaltungsgericht München (Beschluss vom 26.10.2018, Az. M 13 E 

18.5254) hatte den Freistaat Bayern verpflichtet, die Versammlung nicht wie ursprünglich 

beantragt vor der Ostpforte des Landtags, statt dessen aber auf der Grünfläche vor der 

Westpforte zuzulassen, die sich in unmittelbarer Nähe zu der Tiefgaragenein- und -

ausfahrt des Landtags befindet. Der BayVGH hat auf die Beschwerden des Freistaates 

Bayern und des beigeladenen Landtags hin den erstinstanzlichen Beschluss abgeändert 

und den Antrag auf einstweilige Anordnung abgelehnt. 

 

Der Senat nimmt zunächst die gesetzlichen Regelungen zu Versammlungen im befriede-

ten Bezirk des Bayerischen Landtags (zu dessen Umgriff vgl. Art. 17 Satz 2 BayVersG) in 

den Blick, wonach Versammlungen dort grundsätzlich verboten sind (Art. 18 Satz 1 

BayVersG), aber gemäß Art. 19 Abs. 1 BayVersG (ausnahmsweise) zugelassen werden 

können, wenn sie nicht (nach Art. 15 BayVersG) verboten sind. Schutzzweck des Ver-

bots mit Erlaubnisvorbehalt ist die Gewährleistung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit 

des Landtags, seiner Mitglieder, Fraktionen, Organe und Gremien sowie des freien Zu-

gangs zu seinen im befriedeten Bezirk gelegenen Gebäuden. Vor diesem Hintergrund 

kommt, wie der Senat bereits mit Beschluss vom 12.04.2017 (Az. 10 CE 17.751, juris) 

entschieden hatte, eine Zulassung nach Art. 19 Abs. 1 BayVersG nur dann ausnahms-

weise in Betracht, wenn eine Beeinträchtigung dieser Schutzzwecke nicht ernsthaft zu 

besorgen ist, was insbesondere dann der Fall sein kann, wenn die Versammlung in der 

sitzungsfreien Zeit stattfinden soll (so auch die Gesetzesbegründung, LT-Drs. 15/10181, 

S. 25) (Rn. 6). 



 

Über Anträge auf Zulassung entscheidet nach Art. 19 Abs. 3 BayVersG das Staatsminis-

terium des Innern, für Bau und Verkehr (nunmehr: Staatsministerium des Innern, für 

Sport und Integration) im Einvernehmen mit dem Präsidenten (bzw. der Präsidentin) des 

Landtags. Danach kann die Zulassung durch das Staatsministerium nur erfolgen, wenn 

die Zustimmung des Präsidenten (bzw. der Präsidentin) des Landtags vorliegt. Der Senat 

stellt an dieser Stelle klar, dass es sich bei der Zulassung nach Art. 19 Abs. 1 BayVersG 

um eine Ermessensentscheidung handelt (so auch schon der Beschluss vom 

12.04.2017, in der Literatur jedoch str.) (Rn. 6), die Präsidentin des Landtags bei der Be-

urteilung, ob eine Gefährdung der Funktionsfähigkeit des Landtags vorliegt, aber keinen 

gerichtlich nicht überprüfbaren Beurteilungsspielraum besitzt (so auch der Beschluss 

vom 12.04.2017). Allerdings komme der Prognose der Präsidentin des Landtags, ob eine 

Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit zu befürchten sei, aufgrund ihrer Stellung und 

Funktion ein nicht unerhebliches Gewicht zu (Rn. 7). 

 

Nach Auffassung des BayVGH ist im Rahmen einer sicherheitsrechtlichen Gefahren-

prognose anhand von konkreten und nachvollziehbaren tatsächlichen Anhaltspunkten zu 

beurteilen, ob bei der fraglichen Versammlung eine Beeinträchtigung der Arbeits- und 

Funktionsfähigkeit des Landtags droht. Dabei sei die besondere verfassungsrechtliche 

Bedeutung der konstituierenden Sitzung sowie die damit verbundene besondere öffentli-

che Aufmerksamkeit angemessen zu berücksichtigen (Rn. 8). 

 

Das Ermessen bei der Entscheidung über die Zulassung der Versammlung war hier nach 

Ansicht des BayVGH nicht „auf Null“ reduziert. Zwar stehe einer Zulassung der Ver-

sammlung nicht das Eigentum der Stiftung Maximilianeum an der vom Verwaltungsge-

richt für die Versammlung als zulässig angesehenen Grünfläche entgegen, weil diese 

sich im Nutzungsbereich des Landtags befinde und nach dem äußeren Erscheinungsbild 

allgemein zugänglich sei (Rn. 10). Auch die Hausordnung des Bayerischen Landtags 

stehe der Zulassung nicht entgegen, da ein Hausrecht das sich aus Art. 8 Abs. 1 GG er-

gebende Selbstbestimmungsrecht über den Ort der Versammlung nicht überwiegen kön-

ne (Rn. 11). 

 

Die vom Freistaat Bayern angestellte Prognose einer relevanten Gefährdung der Funkti-

onsfähigkeit des Landtags sei aber gerichtlich nicht zu beanstanden (Rn. 12). Diese hatte 



sich darauf gestützt, dass eine Vielzahl der Abgeordneten und Gäste den Zugang zum 

Landtag über die Tiefgarage nutzen werde und es zu Behinderungen bei der Zu- und 

Ausfahrt kommen könne, weil – auch wegen des Einzugs zweier neuer Fraktionen in den 

Landtag – mit einem gesteigerten öffentlichen Interesse und daher mit einer größeren 

Zahl von Schaulustigen zu rechnen sei, die sich der – wenn auch nur mit bis zu 20 Per-

sonen angemeldeten – Versammlung anschließen könnten. Aus Sicht des Freistaates 

war dabei auch die besondere Bedeutung der konstituierenden Sitzung des Landtags zu 

berücksichtigen, die im Übrigen mit Blick auf die Frist des Art. 16 Abs. 2 BV spätestens 

an dem auch für die Versammlung vorgesehenen Tag stattfinden musste. Diese Darle-

gung hat der BayVGH angesichts des verfassungsrechtlich gebotenen Schutzes der 

Funktionsfähigkeit des Landtags – ungeachtet seiner Rechtsprechung zur Gefahren-

prognose bei Art. 15 BayVersG (s. hierzu zuletzt Urteil vom 10.07.2018, Az. 10 B 

17.1996, juris – ebenfalls als „Wichtige neue Entscheidung“ veröffentlicht) – genügen 

lassen. 

 

Soweit das Verwaltungsgericht angenommen hatte, dass den Gefahren durch Auflagen 

zu von den Versammlungsteilnehmern einzuhaltenden Versammlungsflächen etc. be-

gegnet werden könne, äußert der Senat Zweifel daran, ob bei der Entscheidung über die 

Zulassung der Versammlung und bei der Erteilung des Einvernehmens durch die Land-

tagspräsidentin Auflagen als „milderes Mittel“ gegenüber einer Ablehnung überhaupt zu-

lässig oder sogar rechtlich geboten seien. Dem Wortlaut des Art. 19 BayVersG könne 

eine „Genehmigung unter Auflagen“ nicht entnommen werden. Eine Ermessensreduzie-

rung „auf Null“ bestehe dann nicht, wenn Gefahren für die Arbeits- und Funktionsfähigkeit 

des Landtags nur durch entsprechende Auflagen begegnet werden könne (Rn. 13). 

 

Während der Senat für den Fall einer Versammlung im befriedeten Bezirk des Landtags 

während der sitzungsfreien Zeit im Beschluss vom 12.04.2017 eine Ermessensreduzie-

rung „auf Null“ und damit einen Anspruch auf Zulassung der Versammlung angenommen 

hatte, greift hier nach seiner Auffassung angesichts der anzunehmenden Gefährdung der 

Funktionsfähigkeit des Landtags und der erheblichen verfassungsrechtlichen Bedeutung 

der konstituierenden Sitzung die gesetzgeberische Grundentscheidung, nach der inner-

halb des befriedeten Bezirks Versammlungen verboten sind (Rn. 15). 

 
Dr. Meermagen 
Oberlandesanwältin  



10 CE 18.2274 

M 13 E 18.5254 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

********* ***, 

*/* **. ****** ************, 

*************. **, ***** *******, 

 - *************** - 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

beigeladen: 

Bayerischer Landtag, 

vertreten durch die Präsidentin, 

Maximilianeum, 81627 München, 

 

wegen 

 

Zulassung einer Versammlung im befriedeten Bezirk des Landtags 

(Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragsgegners und des Beigeladenen gegen den Beschluss des 

Bayerischen Verwaltungsgerichts München vom 26. Oktober 2018, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 10. Senat, 

durch den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichtshofs Senftl, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Zimmerer, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Katzer 

 



ohne mündliche Verhandlung am 31. Oktober 2018 

folgenden 

Beschluss: 

 

I. Unter Abänderung des Beschlusses des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts München vom 26. Oktober 2018 wird der Antrag 

auf einstweilige Anordnung abgelehnt. 

 

II. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens in beiden 

Rechtszügen mit Ausnahme der Kosten des Beigeladenen in 

erster Instanz. 

 

III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.500,- 

Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Mit Beschluss vom 26. Oktober 2018 hat das Verwaltungsgericht München den Antrags-

gegner verpflichtet, die Versammlung der Antragstellerin im befriedeten Bezirk des Baye-

rischen Landtags am 5. November 2018 auf der Grünfläche vor der Westpforte des Bay-

erischen Landtags (um den Springbrunnen) gemäß Art. 19 Abs. 1 und 3 BayVersG zuzu-

lassen. Anders als vor der Ostpforte bestehe bei der von der Antragstellerin beabsichtig-

ten Versammlung vor der Westpforte des Bayerischen Landtags keine ernstliche Gefahr 

der Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des Bayerischen Landtags. 

 

Der Antragsgegner und der Beigeladene haben jeweils Beschwerde erhoben mit dem 

Antrag, den Beschluss des Verwaltungsgerichts abzuändern und den Antrag auf einst-

weilige Anordnung abzulehnen. Sie weisen auf die besondere verfassungsrechtliche Be-

deutung der am 5. November 2018 stattfindenden konstituierenden Sitzung hin und füh-

ren aus, dass eine Beeinträchtigung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit des Bayerischen 

Landtags ernsthaft zu befürchten sei. Der vorgesehene Versammlungsort befinde sich 

sehr nahe an der Tiefgaragenein- und -ausfahrt. Es sei zu besorgen, dass es dort wegen 

der Vielzahl der Abgeordneten und sonstigen Gäste zu Behinderungen kommen werde; 

auch sei nicht auszuschließen, dass durch die Anwesenheit einer größeren Anzahl von 

Schaulustigen und ein besonderes Medieninteresse die Versammlung erheblich mehr 

Zulauf haben werde als vom Veranstalter erwartet und dass dadurch eine Situation ent-
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stehe, die vom Veranstalter nicht mehr gesteuert werden könnte. 

 

Die Antragstellerin verteidigt die Entscheidung des Verwaltungsgerichts. Die vorgetrage-

nen Befürchtungen der Beschwerdeführer deckten sich weder mit den Verhältnissen vor 

Ort noch mit der konkret beabsichtigten Versammlung.  

 

Ergänzend wird auf die Gerichtsakten Bezug genommen. 

 

II. 

 

Die zulässigen Beschwerden des Antragsgegners und des Beigeladenen sind begründet. 

Die von ihnen dargelegten Gründe, die der Verwaltungsgerichtshof nach     § 146 Abs. 4 

Satz 6 VwGO allein zu prüfen hat, rechtfertigen die Abänderung des angefochtenen Be-

schlusses und die Ablehnung des Antrags auf einstweilige Anordnung. Die Antragstelle-

rin hat nicht glaubhaft gemacht (§ 123 Abs. 1, Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 Abs. 2 ZPO), 

dass ihr ein zu sichernder Anspruch auf Zulassung der von ihr geplanten Versammlung 

gemäß Art. 19 Abs. 1 BayVersG zusteht. 

 

Nach Art. 18 Satz 1 BayVersG sind innerhalb des befriedeten Bezirks um den Bayeri-

schen Landtag (Art. 17 BayVersG) Versammlungen unter freiem Himmel verboten. Ge-

mäß Art. 19 Abs. 1 BayVersG können jedoch nicht verbotene Versammlungen in diesem 

Bereich (ausnahmsweise) zugelassen werden. Es handelt sich somit um ein generelles 

Verbot von Versammlungen mit Erlaubnisvorbehalt (Dürig-Friedl in Enders/Dürig-Friedl, 

Versammlungsrecht, 2016, § 16 VersammlG Rn. 26). Der Schutzzweck dieser Regelung 

ist die Gewährleistung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit des Landtags, seiner Mitglie-

der, Fraktionen, Organe und Gremien sowie des freien Zugangs zu seinen im befriedeten 

Bezirk gelegenen Gebäuden (vgl. LT-Drs. 15/10181, S. 25). Eine Zulassung nach Art. 19 

Abs. 1 BayVersG kommt daher nur dann ausnahmsweise in Betracht, wenn eine Beein-

trächtigung dieser Schutzzwecke nicht ernsthaft zu besorgen ist, was insbesondere dann 

der Fall sein kann, wenn die Versammlung in der sitzungsfreien Zeit stattfinden soll 

(BayVGH, B.v. 12.4.2017 – 10 CE 17.751 – juris Rn. 9). Über Anträge auf Zulassung 

entscheidet nach Art. 19    Abs. 3 BayVersG das Staatsministerium des Innern und für 

Integration im Einvernehmen mit der Präsidentin des Landtags. Damit kann eine Zulas-

sung durch das Staatsministerium des Innern und für Integration nur erfolgen, wenn die 

Zustimmung der Präsidentin des Landtags vorliegt. Bei einer Zulassung nach Art. 19 

Abs. 1 BayVersG handelt es sich um eine Ermessensentscheidung (BayVGH, B.v. 

12.4.2017 – 10 CE 17.751 – juris Rn. 9; ebenso Dürig-Friedl in Enders/Dürig-Friedl, Ver-

sammlungsrecht, 2016, § 16 VersammlG Rn. 31; a.A.: Kniesel in Dietel/Gintzel/ Kniesel, 

Versammlungsgesetze, 17. Aufl. 2016, § 17 VersammlG Rn. 33; Merk in Wächt-
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ler/Heinhold/Merk, Bayerisches Versammlungsgesetz, 2011, Art. 17-19 Rn. 6). 

 

Bei der Beurteilung, ob eine Gefährdung des genannten Schutzzwecks vorliegt, besteht 

kein gerichtlich nicht überprüfbarer Beurteilungsspielraum der Landtagspräsidentin 

(BayVGH, B.v. 12.4.2017 – 10 CE 17.751 – juris Rn. 9). Ein solcher gerichtlich nicht oder 

nur eingeschränkt überprüfbarer Beurteilungsspielraum ergibt sich entgegen dem Be-

schwerdevorbringen des Beigeladenen weder unmittelbar aus der Stellung des Bayeri-

schen Landtags als Verfassungsorgan noch aus der gesetzlichen Regelung (Art. 17 bis 

19 BayVersG), mit der der Gesetzgeber einen Ausgleich der kollidierenden verfassungs-

rechtlich geschützten Rechtspositionen vorgenommen hat. Allerdings kommt bei der aus 

ex-ante-Sicht zu treffenden Beurteilung (Prognose), ob durch die konkrete Versammlung 

eine Beeinträchtigung des oben dargestellten Schutzzwecks der Normen zu befürchten 

ist, der Einschätzung der Präsidentin des Bayerischen Landtags schon aufgrund ihrer 

Stellung und Funktion ein nicht unerhebliches Gewicht zu. 

 

Es ist somit eine (sicherheitsrechtliche) Gefahrenprognose anzustellen und aufgrund von 

konkreten und nachvollziehbaren tatsächlichen Anhaltspunkten zu beurteilen, ob bei der 

fraglichen Versammlung eine Beeinträchtigung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit des 

Landtags droht. Dabei ist zwar nicht, wie der Antragsgegner geltend macht, wegen der 

besonderen Bedeutung der an dem fraglichen Tag stattfindenden konstituierenden Sit-

zung des Landtags ein abgesenkter Wahrscheinlichkeitsmaßstab anzuwenden, weil sich 

jedenfalls der Rang des Schutzguts der Art. 17 bis 19 BayVersG dadurch nicht verändert. 

Doch sind die vorgetragene besondere verfassungsrechtliche Bedeutung der konstituie-

renden Sitzung sowie die damit verbundene besondere öffentliche Aufmerksamkeit im 

Rahmen der Gefahrenprognose angemessen zu berücksichtigen. Zur Gewährleistung 

der Funktionsfähigkeit des Landtags gehört – wie bereits dargelegt – auch der freie Zu-

gang zu den Gebäuden des Landtags, also sowohl über die Ostpforte (Haupteingang) 

wie auch über die Tiefgarageneinfahrt unterhalb der Westpforte unmittelbar an dem für 

die Versammlung vorgesehenen Ort. Gerade vor Beginn der konstituierenden Sitzung 

des Bayerischen Landtags ist mit einer gegenüber der „üblichen“ Frequenz erhöhten 

Zahl von Ankünften von Fußgängern wie Kraftfahrern zu rechnen, eventuell auch mit ei-

ner größeren Anzahl von Schaulustigen. Insbesondere Schwierigkeiten bei der Ankunft 

wie Stauungen oder versperrte Zufahrten können zu Verspätungen von Abgeordneten 

oder Mitarbeitern und damit zu Verzögerungen und Behinderungen der Arbeit des Land-

tags führen.  

 

Nach Maßgabe dieser Grundsätze war das Ermessen des Antragsgegners bei seiner 

Entscheidung nach Art. 19 Abs. 1 und 3 BayVersG jedenfalls nicht „auf Null“ reduziert. 
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Zwar steht einer Zulassung der Versammlung im befriedeten Bezirk des Bayerischen 

Landtags nicht bereits entgegen, dass sich die hierfür vorgesehene Grünfläche unterhalb 

der Westpforte des Landtagsgebäudes im Eigentum der Stiftung Maximilianeum befindet. 

Antragsgegner wie Beigeladener tragen vor, dass dieser Bereich dem Hausrecht der 

Präsidentin des Bayerischen Landtags unterliegt. Er befindet sich damit im Nutzungs- 

und Einwirkungsbereich des Beigeladenen und ist nach dem äußeren Erscheinungsbild – 

jedenfalls bei summarischer Prüfung – auch allgemein zugänglich. Es handelt sich also 

nicht um einen „beliebigen“, nicht allgemein zugänglichen Ort, der nicht unter Berufung 

auf Art. 8 GG für eine Versammlung in Anspruch genommen werden könnte (vgl. 

BVerfG, B.v. 22.2.2011 – 1 BvR 699/06 – juris Rn. 65; BVerfG, B.v. 18.7.2015 – 1 BvQ 

25/15 – juris Rn. 5). Einer Beiladung der Stiftung Maximilianeum bedurfte es deshalb 

nicht. 

 

§ 10 Abs. 2 der Hausordnung des Bayerischen Landtags steht einer Zulassung der be-

absichtigten Versammlung ebenfalls nicht entgegen, da die Berufung auf ein Hausrecht 

allein das sich aus Art. 8 Abs. 1 GG ergebende Selbstbestimmungsrecht über den Ort 

der Versammlung nicht überwiegen kann (BVerfG, B.v. 18.7.2015 – 1 BvQ 25/15 – juris 

Rn. 9). Im Übrigen würde die geplante Versammlung die Ruhe und Ordnung sowie die 

Würde des Hauses nicht „offensichtlich“ beeinträchtigen. Außerdem kann die Präsidentin 

des Landtages nach § 16 Abs. 1 Satz 2 der Hausordnung ohnehin Ausnahmen zulassen. 

 

Nach Auffassung des Senats ist jedoch die vom Antragsgegner angestellte Prognose 

einer relevanten Gefährdung der Funktionsfähigkeit des Landtags durch die geplante 

Versammlung auch auf der Grünfläche vor der Westpforte gerichtlich nicht zu beanstan-

den.  

 

Auch das Verwaltungsgericht geht im Übrigen davon aus, dass es an dieser Stelle 

grundsätzlich zu Behinderungen bei der Zu- und Ausfahrt zur und aus der Tiefgarage des 

Landtags kommen kann, die jedoch nur zeitlich kurzfristig und zahlenmäßig gering seien. 

Auch könnten sich in dem Bereich der Tiefgaragenzufahrt unabhängig von der Versamm-

lung Fußgänger aufhalten, auf die der motorisierte Verkehr Rücksicht nehmen müsste. 

Zudem könnten die Zu- und Abfahrt zur Tiefgarage durch entsprechende Auflagen zu 

den von den Versammlungsteilnehmern einzuhaltenden Versammlungs- und Aufstellflä-

chen, Auf- und Abbauzeiten sowie Zugangswegen und -zeiten gesichert werden. Ein sol-

cher pauschaler Verweis auf Auflagen zur Beseitigung noch bestehender Gefahren für 

die Funktionsfähigkeit des Landtags greift jedoch nicht, weil der Senat erhebliche Zweifel 

daran hat, ob bei der Entscheidung über die Zulassung nach Art. 19 Abs. 1 und 3 

BayVersG und insbesondere bei der Entscheidung über die Erteilung oder Verweigerung 

des Einvernehmens durch die Präsidentin des Landtags Auflagen als „milderes Mittel“ 
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gegenüber einer Ablehnung zulässig oder sogar rechtlich geboten sind. Dem Wortlaut 

des Art. 19 BayVersG kann eine „Genehmigung unter Auflagen“ jedenfalls nicht ent-

nommen werden. Eine Ermessensreduzierung „auf Null“ zugunsten der Antragstellerin 

und damit ein Anspruch auf Zulassung besteht jedenfalls dann nicht, wenn noch beste-

henden Gefahren für die Arbeits- und Funktionsfähigkeit des Landtags nur durch ent-

sprechende Auflagen begegnet werden könnte. 

 

Auch ein Verweis auf die daneben zuständige Versammlungsbehörde genügt insoweit 

nicht. Das gilt vor allem für die vom Verwaltungsgericht gesehene, „sich aus der sehr na-

he am Beginn des westlichen Zugangs zum Gelände des Bayerischen Landtags verlau-

fenden Trambahn ergebende Problematik einer möglichen Gefährdung von Verkehrsteil-

nehmern und möglicherweise auch der Versammlungsteilnehmer auf ihrem Weg von und 

zum Versammlungsort“; diese Frage sei im Rahmen des Art. 15 BayVersG zu lösen. Re-

alisiert sich nämlich eine sich aus dieser Situation ergebende Gefahr, so ist damit unmit-

telbar die Zugangssituation zur Tiefgarage und damit die Funktionsfähigkeit des Land-

tags betroffen. 

 

Bei der nach alldem anzunehmenden relevanten Gefährdung der Funktionsfähigkeit des 

Landtags und mit Blick auf die erhebliche verfassungsrechtliche Bedeutung gerade der 

konstituierenden Sitzung des Bayerischen Landtags greift somit die gesetzgeberische 

Grundentscheidung, dass innerhalb des befriedeten Bezirks Versammlungen verboten 

sind.   

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1, § 53 Abs. 2 Nr. 1 

und § 52 Abs. 1 und 2 GKG. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

 

Senftl      Zimmerer                                             Katzer 
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